
Die CDU/CSU-Fraktion hat die Ampel zu einer 

Kurskorrektor in der Atompolitik aufgefordert. In einer 

aktuellen Stunde des Bundestages verlangte Fraktions-

vize Steffen Bilger, die verbliebenen Kernkraftwerke 

wieder hochzufahren und bis mindestens Ende 2024 

laufen zu lassen. Außerdem müsse ein Rückbaumora-

torium verhängt werden. 

„Ihre Politik ist unverantwortlich und unglaubwürdig, 

was den Klimaschutz anbelangt“, sagte Bilger. Aus 

reiner Grüner Ideologie seien die letzten drei Kern-

kraftwerke am 15. April abgeschaltet worden, obwohl 

sie einwandfrei liefen. Die Situation auf dem Strom-

markt sei aber nach wie vor ernst, die Energiekrise 

noch nicht gebannt. Mit dem Atomausstieg sei die Ko-

alition verantwortlich für eine ungesicherte Energiever-

sorgung und höhere Strompreise, für mehr CO2-

Ausstoß und eine größere Abhängigkeit vom Ausland.   

Julia Klöckner warf einen Blick ins Ausland, wo neue 

Atomkraftwerke gebaut werden, Laufzeiten verlängert 

und Beschlüsse zur Abschaltung rückgängig gemacht 

werden. Das einzige Land, das mitten in einer Energie-

krise aus der Kernkraft aussteige, sei Deutschland, kri-

tisierte die wirtschaftspolitische Sprecherin 
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Gespräche mit Rheinmetall 

Beim Parlamentarischen Abend von Rheinmetall, ei-

nem der weltweit wichtigsten Hersteller der Verteidi-

gungsindustrie, sprach Josef Rief mit dem Vorstands-

vorsitzenden Armin Papperger über die Herausforde-

rungen der aktuellen Situation. Thema war wie bereits 

in einem vorherigen Gespräch zu Beginn des Jahres die 

schleppende Bestellpolitik der Bundesregierung beim 

Sondervermögen der Bundeswehr und die Einbindung 

der deutschen Industrie bei der Hilfe für die Verteidi-

gung der Ukraine. 

 

Josef Rief ist Mitglied im Haushaltsausschuss des Bun-

destages, der über jede Verteidigungsausgabe, die über 

25 Mio. Euro kostet, entscheiden muss. Die Firma 

Rheinmetall war u.a. maßgeblich an der Entwicklung 

und Produktion des Leopard 2 beteiligt und ist heute an 

vielen deutschen und europäischen Projekten betei-

ligt.■ 
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Besuchen Sie Josef Rief auch auf seiner 
Homepage, bei Facebook und auf Instagram! 

Fraktionsvize Steffen Bilger im Plenum 

http://www.instagram.com/josefrief
http://www.facebook.com/josefriefmdb
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Fortsetzung von Seite 1 

und stellte die „Weisheit“ der Ampel-Entscheidung in 

Frage. „Das Ausland schüttelt nur noch den Kopf über 

uns“, sagte sie.   

Als modernen Kolonialismus bezeichnete Klöckner es, 

dass Deutschland Atomstrom aus dem Ausland impor-

tiere, während es sich selbst nicht die Finger schmutzig 

machen wolle. Der CSU-Abgeordnete Andreas Lenz 

findet diese Politik der Ampel grotesk: Ausstieg aus 

der Kernkraft und Einfuhr von Atomstrom passe nicht 

zusammen – zumal die deutschen Nuklearanlagen zu 

den sichersten weltweit gehörten.  

Die Abschaltung der Kernkraftwerke und deren Rück-

bau nannte Klöckner eine „immense Vernichtung 

volkswirtschaftlicher Werte“. Auch der Verzicht auf 

die Atomforschung hierzulande sei unverantwortlich. 

Dies und hohe Strompreise beförderten die Abwande-

rung von Industrieunternehmen. Deutschland als In-

dustriestandort könne auf Nuklearforschung nicht ver-

zichten, meinte Bilger: „Wir müssen an der Spitze sein 

und nicht aussteigen.“ ■ 

Ampel verursacht „Chaos bei der Wärmewende“  

Jens Spahn und Andreas Jung haben den Gesetzentwurf 

der Ampel für den Austausch klimaschädlicher Heizun-

gen heftig kritisiert. Nach ihrer Ansicht fehlen vor al-

lem Technologieoffenheit und klare Förderregeln. „Das 

schadet der Akzeptanz für den Klimaschutz“, sagte der 

stellvertretende Fraktionsvorsitzende Spahn. 

„Klimaneutralität 2045 heißt natürlich auch klimaneut-

rales Heizen“, betonte der klimapolitische Sprecher 

Jung. Man könne die Wärmewende aber nicht mit der 

Brechstange herbeiführen, sondern müsse die Men-

schen dabei mitnehmen. So müsse es „gleiches Recht 

für alle Ökoheizungen“ geben, forderte er. Einseitig auf 

die Wärmepumpe zu setzen, helfe nicht. „Wir brauchen 

die ganze Breite“ klimafreundlicher Lösungen – von 

Wasserstoff über Holzpellets bis zu Wärmenetzen. Für 

diese Alternativen schraube die Regierung die Anfor-

derungen jedoch unerfüllbar hoch.  

Spahn sprach von einem „Wärmepumpen-Fetisch“, 

dem die Ampel huldige. Es gehe aber um Klimaneutra-

lität als Ziel und nicht um eine einzelne Ideologie. Der 

Fraktionsvize warnte vor den enormen Kosten, die auf 

Eigenheimbesitzer und Mieter beim Heizungsaustausch 

und der Dämmung zukommen. Bis heute wüssten sie 

nicht, auf welche Förderung sie hoffen dürften. Das 

führe zu enormer Verunsicherung bei den Menschen.   

„Wir wollen eine Wärmewende, die die Bürgerinnen 

und Bürger mitnimmt“, sagte Spahn. Dazu gehörten 

Technologieoffenheit und klare Förderregeln, aber 

auch realistische Fristen. Nach dem Willen der Ampel 

soll das Gesetz schon ab dem 1. Januar 2024 gelten.   

Jung und Spahn boten der Ampel weiterhin Zusam-

menarbeit bei der Umsetzung der Wärmewende an. In 

der vorliegenden Form sei das Gesetz aber nicht zu-

stimmungsfähig. „Wir werden alles dafür tun, dass die-

ses Gesetz so nicht kommt“, sagte Spahn. Er wies da-

rauf hin, dass innerhalb der Koalition auch die FDP 

schon Bedenken angemeldet hat. ■ 

Gleich zwei Schulen aus dem Kreis Biberach waren in 

dieser Woche zu Besuch im Bundestag bei Josef Rief. 

Aus Riefs Nachbargemeinde Erolzheim kam die 9. 

Klasse der Realschule. Vom Progymnasium Bad 

Schussenried waren die Klassenstufen 9 und 10 in Ber-

lin zu Gast. Rief freute sich über die angeregte Diskus-

sion mit den beiden Gruppen und über die Gelegenheit 

zu erfahren, welche Themen die Schülerinnen und 

Schüler gerade bewegen. Im Anschluss zeigte er den 

Besuchern jeweils die Gebäude des Bundestages. ■ 


